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Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Potsdam (LHP) wird beauftragt, einen 
Satzungsentwurf o. ä. zu erarbeiten und der SVV bis zum Juli 2024 zum Beschluss 
vorzulegen, der ein Nachtmähverbot für Rasenmäher-Roboter regelt. 
 
Begründung: 
 
Durch Rasenmäher-Roboter droht in der Nachtzeit insbesondere Igeln und anderen 
nachtaktiven Tieren eine hohe Verletzungsgefahr. Zum Schutz unserer Igel und weiterer 
nachtaktiver Tiere sollten diese ab Beginn der Dunkelheit nicht zum Einsatz kommen. 
Andere Gemeinden haben die Nutzungen von Rasenmäher-Robotern durch 
Satzungsbeschlüsse entsprechend geregelt. 

 
Anlagen: 

1 Stellungnahme der Verwaltung öffentlich 
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